
 

 

1 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

Dieses Buch ist eine Neuauflage des 1998 erschienenen Buches im Lambertusverlag. 

 

  



 

 

2 

Inhaltsverzeichnis 

 
VORWORT 2019 5 

VORWORT 1998 5 

1 EINLEITUNG 7 

1.1 POLITIK VON KINDERN, MIT KINDERN UND FÜR KINDER 8 

1.2 POLITISCHE PARTIZIPATION VON KINDERN IN DER KOMMUNALPOLITIK 10 

 Städtebau, Verinselung, Verkehrsmöglichkeiten, Gefahrenorte 10 

 Armut und die Frage nach materieller  Partizipation 11 

1.3 PARTIZIPATION VON KINDERN: KEIN MOTOR GESELLSCHAFTLICHER DEMOKRATISIERUNG 11 

1.4 ZUM AUFBAU DES BUCHS 12 

2 PARTIZIPATION VON KINDERN UND GESELLSCHAFTLICHE DEMOKRATISIERUNG 15 

2.1 DIMENSIONEN POLITISCHER PARTIZIPATION 15 

2.2 PROBLEME GESELLSCHAFTLICHER DEMOKRATISIERUNG 18 

2.3 ZUR PROBLEMATIK DER REPRÄSENTATION IN DER POLITIK 18 

2.4 DEMOKRATISIERUNG FÜR ALLE 20 

2.5 KINDER, POLITIKER UND DIE MEDIEN 21 

2.6 POLITIK UND SPRACHE 23 

2.7 POLITIK BEGINNT IM ALLTAG 24 

2.8 GEMEINWESENORIENTIERUNG UND POLITISCHE PARTIZIPATION 25 

2.9 GEBAUTE DEMOKRATIE 26 

2.10 DAS VORBILD DER ERWACHSENEN 26 

3 ENTWICKLUNGSPSYCHOLOGISCHE ASPEKTE DER  POLITISCHEN PARTIZIPATION VON KINDERN 27 

3.1 DIE ENTWICKLUNG DER INTELLIGENZ UND DIE BEDEUTUNG DER AKTIVITÄT DES KINDES 28 

3.2 LEBENSUMWELT UND ENTWICKLUNG 29 

 Zur Sozialpsychologie des Raumes 30 

 Die Entwicklung des Raumverständnisses und das Konzept „kognitiver Landkarten“ 32 

 Geschlechtsspezifische Unterschiede bei der Raumaneignung und Raumnutzung 33 

 Modellbau mit Kindern als Forschungs- und Partizipationsmethode 34 

3.3 DIE ENTWICKLUNG MORALISCHER KOMPETENZ 35 

 Moralisches Argumentieren und Moralisieren 35 

 Praktische Beispiele für die Stufen moralischen Urteilens 36 

 Systematische Verständigungsgrenzen 38 

 Krisen als Lernanreiz 39 

 Moralisches Urteil, die Rolle von Gefühlen und moralisches Handeln als praktische 

Demokratie 39 

 Moralerziehung und Moralphilosophie 39 

4 ERZIEHUNG UND PARTIZIPATION VON KINDERN:  WELCHE ROLLE SPIELEN DIE ERWACHSENEN? 41 

4.1 KINDER UND POLITIK: POLITIK MIT KINDERN IST PÄDAGOGIK 42 

4.2 ERZIEHUNG UND PARTIZIPATION 42 

 Erziehung als zielgerichtete Beeinflussung 42 

 Erziehung als konservative Reaktion der Gesellschaft 43 



 

 

3 

 Erziehung ohne Autorität 43 

 Erziehung als unbewußte Übertragung 43 

 Erziehung als engagierte Zuwendung und alltagsorientierte Konfliktbearbeitung 43 

 Erziehung ohne Erziehung 44 

 Negative Pädagogik 45 

4.3 RECHTSSTELLUNG UND KLÄRUNG VON VERANTWORTLICHKEIT 45 

 Rechtsstellung und Subjektwerdung 45 

 Die Klärung von Verantwortlichkeit 47 

4.4 ENTWICKLUNG VON RECHTSRÄUMEN FÜR KINDER 48 

4.5 ENTWICKLUNG PROFESSIONELLER KOMPETENZ 49 

5 KOMMUNALE SELBSTVERWALTUNG UND PARTIZIPATION  VON KINDERN UND JUGENDLICHEN 51 

5.1 PARTIZIPATIONSRECHTE UND IHRE REALISIERUNG 51 

5.2 ZUR BEGRÜNDUNG VON QUERSCHNITTSSTELLEN IN DER VERWALTUNG 54 

5.3 EINBINDUNG DER PARTIZIPATION VON KINDERN IN EIN „NETZWERK FÜR KINDERINTERESSEN“ 57 

 Politische Gremien 58 

 Interessenverbände 58 

 Benennung von Kinderanwältinnen und ehrenamtlichen Kinderbeauftragten 58 

 Pädagogische Einrichtungen als Basis von Partizipation und Lobby für Kinder 58 

 Rechtliche Festsetzungen durch Ratsbeschlüsse 59 

 Rechtliche Festsetzungen durch Dienstanweisungen 59 

 Zuständigkeitsübergreifende Arbeitsgruppen und Projektgruppen 59 

 Umsetzung von Kinderinteressen in allen Ämtern 60 

 Querschnittsstelle für Kinderinteressen in der Verwaltung 60 

 Anbindung an die Jugendhilfeplanung 60 

 Öffentlichkeitsarbeit 60 

 Kinderbeteiligungsprojekte 61 

5.4 ÜBER DEN UMGANG MIT BEHÖRDEN 61 

 Vorurteile – Verständnisbarrieren: Stolpersteine bei jeder Kooperation 61 

 Interessenkollisionen bei der Bürgerbeteiligung – Erfahrungen von Stadtplanern 62 

 Handlungsmotive und sachgerechtes Arbeiten 63 

 Wer hat die Federführung? 63 

 Ressourcen sichern 63 

 Selbstdarstellung und Rechtfertigung 64 

 Sachbearbeiter- und Leitungsebene 64 

 Orientierung an der Sache 64 

 Formale und informelle Strukturen 64 

 Handlungsmöglichkeiten 65 

5.5 KINDERINTERESSEN UND NEUE STEUERUNGSMODELLE 66 

6 METHODISCHE GRUNDLAGEN 69 

6.1 PARTIZIPATION VOM KINDERGARTENALTER AN – DER SITUATIONSANSATZ 70 

 Der Situationsansatz in der Praxis 71 

 Voraussetzungen des Situationsansatzes 73 

6.2 PROJEKTARBEIT 74 

 Projektarbeit als Arbeitsansatz der Partizipation von Kindern in der Kommunalpolitik 74 

 Typische Elemente der Projektarbeit 75 

6.3 GEMEINWESENARBEIT 79 

 Gemeinwesenarbeit als Methode der sozialen Arbeit 79 



 

 

4 

 Aktuelle Formen der Gemeinwesenarbeit 80 

 Partizipation von Kindern und Gemeinwesenarbeit 81 

6.4 ARBEITSANSÄTZE FÜR DIE PARTIZIPATION VON KINDERN 81 

7 ARBEITSMETHODEN/PRAXISBEISPIELE 83 

7.1 BEFRAGUNGEN UND POLITISCHE MEINUNGSÄUSSERUNGEN 84 

 Kinderanhörungen 84 

 Sprechstunden 85 

 Kinderparlamente 85 

 Kinder- und Jugendbeiräte 88 

 Kinderforen 88 

 Ideenwettbewerbe und Preisausschreiben 91 

 Protestbekundung und Demonstration 93 

7.2 RAUMBEZOGENE ERKUNDUNG VON KINDERINTERESSEN 95 

 Begehungen 95 

 Zeichnerische Darstellungen 96 

 Modellbau 96 

 Foto- und Videostreifzüge 96 

7.3 ARBEITSMETHODEN UND FORMEN DER PROJEKTARBEIT 100 

 Methoden zur Entwicklung von Phantasie und Kreativität 100 

 Methoden zur Entscheidungsfindung 100 

 Methoden zur Darstellung von Kinderinteressen 101 

 Bauprojekte mit Kindern 102 

 Zukunftswerkstätten und Planungszirkel für Kinder und Jugendliche 105 

7.4 PLANSPIELE ALS SIMULATION POLITISCHER VORGÄNGE 108 

 Planspiel „Kinderparlament“ 110 

7.5 STÖBERTAG 112 

7.6 PARTIZIPATION IN EINRICHTUNGEN 114 

 Kinderversammlungen 114 

7.7 DAS GEMEINWESENORIENTIERTE STADTTEILENTWICKLUNGSPROJEKT „HAMM-NORDEN“ 117 

 Vorgeschichte 117 

 Partizipation von Kindern unter schwierigen sozialen Bedingungen 118 

 Ziele 118 

 Organisation der Vernetzung und Koordination der beteiligten Akteure 118 

 Bewohnerbeteiligung – Partizipation von Kindern 119 

 Die Träger der Partizipation 119 

 Gesetzliche Bürgerbeteiligung – gemeinwesenorientierte Partizipations-prozesse 120 

 Die Stadtteilkonferenz für Kinder im Hammer Norden am 5.10.1995 120 

 Arbeitsstand, Erfahrungen und Ergebnisse 121 

8 LITERATUR 126 

  



 

 

5 

Vorwort 2019 

Dieses Buch hat, 1998 erschienen, in dieser Zeit 

zum fachlichen Diskurs um hochwertige und pä-

dagogisch verantwortbare Beteiligungsstrategien 

für Kinder und Jugendliche beitragen können. Das 

Buch ist dann nach einer zweiten Auflage vom 

Markt genommen worden. Das Thema „Partizipa-

tion im pädagogischen Kontext“ kam und ging in 

den folgenden Jahren. Und wie schon damals 

Konzepte, Theorien und Veröffentlichungen aus 

den siebziger und achtziger Jahren in Vergessen-

heit geraten waren, vermisse ich heute bei aktuel-

len Veröffentlichungen den Rückblick auf fachli-

che Traditionen und Entwicklungen und manch-

mal auch einen Tiefgang in der Reflexion. 

 

Damals war mir wichtig, zunächst die Themen, die 

im Buch aus meiner praktischen Erfahrung zur 

Sprache kommen, gründlich zu verstehen und 

meine Darstellung theoretisch zu fundieren. Leit-

fragen waren damals: 

- Wie ist „Partizipation von Kindern“ in einer Ge-

sellschaft zu praktizieren, in der sich Erwachsene 

kaum noch aktiv einbringen? Werden Kinder in 

Beteiligungsprojekten möglicherweise zu Fei-

genblättern einer Demokratie mit Legitimati-

onsproblemen? 

- Was ist Kindern und Jugendlichen in welchem 

Alter zuzutrauen? Was sagt die Entwicklungs-

psychologie dazu? 

- Wie kann man „Partizipation“ im Spannungsfeld 

positiver pädagogischer Absichten („Du sollst 

dich beteiligen, weil es gut für deine Entwick-

lung ist!“) und dem Eigenwillen von Kindern und 

Jugendlichen konzipieren und umzusetzen, die 

entweder „Null Bock“ oder ganz andere Inte-

ressen und Wünsche  als die von den Pädago-

gen angebotenen Ziele haben? 

- Wie lässt sich Beteiligung von Kindern und Ju-

gendlichen in einem kommunalen, bürokratisch 

geprägten Verwaltungsapparat realisieren, 

dessen Planungshorizont eher Jahrzehnte als 

Monate beträgt, sodass Beteiligungsprojekte 

nicht den gleichen Politikfrust erzeugen wie den 

der Erwachsenengeneration? Es wurde immer 

eine Geschichte kolportiert, die für dieses 

Spannungsverhältnis paradigmatisch ist: Ju-

gendliche hatten intensiv einen Bolzplatz in ih-

rem Umfeld gefordert. Nachdem dieser mit viel 

Planungsaufwand nach 20 Jahren realisiert 

wurde, klagten die gleichen Menschen, mitt-

lerweile erwachsen und Eigenheimbesitzer ge-

worden, aus Lärmschutzgründen gegen die 

Realisierung. 

Das Ergebnis des Arbeitsprozesses ist „viel Text“. 

Denn mir war eine theoretische Durchdringung in 

Verbindung mit Praxisreflexion ein zentrales Anlie-

gen. Da sich die zentralen Fragen bis heute nicht 

geändert haben und weil meine Beiträge nach 

wie vor hochaktuell sind, habe ich mir die Arbeit 

gemacht, den Text neu zu gestalten und ihn damit 

wieder verfügbar zu machen. An einer weiteren 

inhaltlichen und bibliografischen Aktualisierung 

wäre dieses Projekt aus zeitlichen Gründen ge-

scheitert. So hoffe ich, wieder Leserinnen und Leser 

zu finden, die sich intensiv mit Partizipation be-

schäftigen wollen. Es ist durchaus möglich, in dem 

Buch die Aspekte herauszusuchen, die für die Le-

serin aktuell interessant sind. 

 

Geändert habe ich den Titel. Denn die allermeis-

ten Überlegungen betreffen nicht nur Kinder, son-

dern auch Jugendliche. Und da sich ebenso die 

allermeisten Aspekte nicht nur auf kommunale 

Beteiligungsprojekte, sondern auch auf die Beteili-

gung in den verschiedenen pädagogischen Ar-

beitsfeldern erstrecken, fühlen sich vielleicht mehr 

Fachkräfte angesprochen. 

 

Ich selbst habe unglaublich dabei gelernt. Das 

Gelernte gebe ich bis heute in vielen Vorträgen 

und Weiterbildungen weiter. In dem Reflexions- 

und Erarbeitungsprozess hat mich mein alter 

Freund und damaliger Lektor des Lambertus-

Verlages Ulrich Bröckling sehr unterstützt und be-

gleitet. Vielen Dank noch heute dafür! 

 

 

 

Matthias Bartscher 

Im Dezember 2019 

Vorwort 1998

Dieses Buch ist auf dem Hintergrund meiner beruf-

lichen Tätigkeit als Kinderbeauftragter in der west-

fälischen Großstadt Hamm entstanden. Es war 

eine berufliche Chance und Herausforderung zu-

gleich, seit Ende 1991 das Kinderbüro als Einrich-

tung aufzubauen, die sich im Interesse von Kindern 

in kommunale Planungen einbringt und der Öf-

fentlichkeit als Anlaufstelle dient. Ein wichtiger An-

stoß zu diesem Buch war die sich über die Jahre 

immer wieder neu stellende Frage, ob die Arbeit 

den gesellschaftlichen Rahmenbedingungen an-

gemessen und die Schwerpunkte bei der Vielfalt 

der Anforderungen richtig gesetzt seien. Gerade 

die Popularität und Modernität des Arbeitsfeldes 
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machte mich misstrauisch und nährte die Befürch-

tung, als Vorzeigeschild zu dienen, ohne wirklich 

etwas bewirken zu können. Neben der beruflichen 

Reflexion und der Erarbeitung einer Reihe von Vor-

trägen war das Angebot, ein Buch über die Parti-

zipation von Kindern in der Kommunalpolitik 

schreiben zu können, ein Anstoß zum weiteren 

Nachdenken. Da die Arbeit an dem Buch am Fei-

erabend geschah, verschob sich das Erscheinen 

von Halbjahr zu Halbjahr, und der inhaltliche An-

spruch wurde größer, da immer neue Veröffentli-

chungen die Grundlage verbreiterten. Nach mei-

ner Wahrnehmung ist der Höhepunkt der „Mode-

welle Kinderpolitik“ mittlerweile überschritten, und 

es wird umso notwendiger, eine Reflexion über die 

aktuelle Popularität mancher Methoden und Ver-

anstaltungsformen hinaus zu liefern und die wichti-

gen Erfahrungen und Erkenntnisse der vergange-

nen Jahre für eine dauerhafte Arbeit zu sichern. 

Ich freue mich, wenn dieses Buch dazu einen Bei-

trag darstellen kann. 

Ein Wort zu den Sprachformen: Mir erschien es die 

beste Lösung zu sein, für allgemeine Bezeichnun-

gen männliche und weibliche Sprachformen un-

systematisch wechselnd zu verwenden. So sind mit 

Erziehern nicht nur Männer und mit Politikerinnen 

nicht nur Frauen gemeint. 

Ich hätte dieses Buch ohne vielfältige Unterstüt-

zung nicht schreiben können. Besonders meine 

Kinder Lisa und Sebastian hatten in den letzten 

zwei Jahren sehr viel nachsichtige Geduld. Ich 

danke allen von ganzem Herzen. 

 

Hamm, im Juli 1998 

 

Matthias Bartscher 
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1 Einleitung 

 

 

 

 
 

 

Dass Kinder sich aktiv an politischen Prozessen be-

teiligen können, ist heute keine Frage mehr. Doch 

können sie es in einer Weise, die über ein rein er-

zieherisches Heranführen an Erwachsenenaufga-

ben hinausgeht? Welche Formen politischer Parti-

zipation und welche politischen Themen ermögli-

chen es Kindern, ihre Interessen einzubringen? 

Welche Einrichtungen und Institutionen sollten für 

sie geschaffen, wie sollten bestehende Institutio-

nen verändert werden? Welche Rolle spielen die 

Erwachsenen in der Kinderpolitik?  

Diese und damit verbundene Fragen sollen in die-

sem Buch beantwortet werden. Es erscheint zu 

einem Zeitpunkt, in dem bereits vielfältige Erfah-

rungen vorliegen und dokumentiert sind. Die Dis-

kussion wird in politischen Gremien auf allen Ebe-

nen, in den unterschiedlichen Fachverbänden, an 

den Hochschulen und nicht zuletzt in den Kommu-

nen geführt. Dieses Buch wendet sich an alle, die 

schon im Bereich der Partizipation von Kindern 

arbeiten, sich mit diesem Thema beschäftigen 

oder sich in die fachliche Diskussion einbringen 

wollen. Es unternimmt eine Zwischenbilanz, greift 

den Diskussionsstand auf und versucht ihn an wich-

tigen Punkten weiterzuführen. Dabei geht es we-

der um eine ausschließlich (demokratie- oder 

kindheits-)theoretische Reflexion, noch sollen ledig-

lich praktische Arbeitshilfen vorgestellt werden; im 

Mittelpunkt stehen vielmehr die Bezüge zwischen 

allgemeinen politischen, psychologischen, päda-

gogischen Erkenntnissen und praktischen Partizipa-

tionsformen und Methoden. 
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1.1 POLITIK VON KINDERN, MIT KINDERN UND FÜR KINDER 

Die aktuelle Entwicklung der Partizipation von Kin-

dern und die besondere Berücksichtigung von 

Kinderinteressen in verschiedenen politischen Be-

reichen läßt sich bis in die siebziger Jahre zum 

„Jahr des Kindes 1979“ zurückverfolgen. Einige 

Kommunen und Institutionen haben dabei eine 

Vorreiterrolle übernommen. Aus einer „Aktion kin-

derfreundliche Stadt“ entwickelte sich in Herten 

seit 1978 die „Geschäftstelle Kinderfreunde“, die 

inzwischen teilweise in die überregional aktive Pla-

nungs- und Beratungseinrichtung „Prokids“ umge-

wandelt wurde. Bei der Arbeiterwohlfahrt in Düs-

seldorf begann Ina Schubert 1979 ihre Arbeit als 

Kinderanwältin „Till Eulenspiegel“. Das erste Kin-

derparlament wurde im gleichen Jahr in der elsäs-

sischen Stadt Schiltigheim gegründet, mittlerweile 

existieren rund 300 Kinder- und Jugendparlamente 

in Frankreich. Diese Bewegung wurde in den acht-

ziger Jahren auch in der Bundesrepublik aufgegrif-

fen, zunächst in Düren, Weingarten, Filderstadt und 

St. Augustin. Zahlreiche ähnliche Initiativen folgten 

(Schröder 1995: 55ff.). Neben diesen kommunalpo-

litisch ausgerichteten Partizipationsformen gibt es 

ältere Traditionen der Partizipation von Kindern in 

Verbänden, Schulen und anderen Einrichtungen, 

die bis zum Anfang des Jahrhunderts zurückrei-

chen (Hoffstadt/Malmede 1995). In der außerschu-

lischen Jugendarbeit setzen sich Kinder seit Mitte 

der siebziger Jah-re verstärkt mit politischen Prob-

lemen und der Gestaltung des Gemeinwesens 

auseinander. Jugendverbände propagieren politi-

sche Aktionen (KJG 1976), Spielmobilarbeit wird 

verstärkt als eine Auseinandersetzung mit den Le-

bensbedingungen von Kindern im Stadtteil begrif-

fen, und Jugendeinrichtungen arbeiten immer 

stärker stadtteilorientiert und treten als Anwältin-

nen für Kinder und Jugendliche auf. 

1988 setzte der Bundestag eine eigene Kinder-

kommission ein. Ende der achtziger Jahre richtete 

Nordrhein-Westfalen als erstes Bundesland die Stel-

le eines Landeskinderbeauftragten ein, und seit 

1990 verbreitert sich der Trend, Kinder auf unter-

schiedlichen politischen Ebenen an für sie relevan-

ten politischen Prozessen zu beteiligen: In Köln 

wurde ein Amt für Kinderinteressen eingerichtet, in 

Frankfurt, Weimar, Essen und vielen anderen Städ-

ten in der ganzen Bundesrepublik Kinderbüros ge-

gründet. Nordrhein-Westfalen übernahm nicht 

zuletzt durch die frühzeitige Initiative der Landes-

regierung und der folgenden Aktivitäten des Lan-

deskinderbeauftragten Reinald Eichholz eine Vor-

reiterrolle in diesem Prozeß. In Schleswig-Holstein 

wurde die Aktion „Schleswig-Holstein – Land für 

Kinder“ entwickelt, und aktuelle Veröffentlichun-

gen zeigen ein breites Spektrum praktischer Aktivi-

täten (Stange 1997, DKHW und Aktion Schleswig-

Holstein 1997). Eine Reihe von Verbänden griffen 

das Thema auf, veranstalteten Modellprojekte und 

Tagungen und setzten damit wichtige Impulse. Zu 

nennen sind das Deutsche Kinderhilfswerk und der 

Deutsche Kinderschutzbund, auf regionaler Ebene 

zum Beispiel das Münchner Kinder- und Jugendfo-

rum oder der Fachverband für Offene Arbeit mit 

Kindern (ABA). 

Ende 1993 gab es in 40% aller bundesdeutschen 

Kommunen spezielle Institutionen, die sich mit der 

Vertretung von Kinderinteressen beschäftigen 

(Arnold/Wüstendörfer 1994: 12). Dazu zählen Kin-

derbeauftragte, Kinderbüros, ämterübergreifende 

Arbeitsgruppen oder besondere Gremien im Rah-

men der Jugendhilfeplanung. Es handelt sich da-

bei um Interessenvertretungen, deren Mitarbeiter 

als Anwälte, Moderatorinnen oder Planer agieren. 

In 60% aller bundesdeutschen Kommunen existie-

ren zu diesem Zeitpunkt Institutionen, Angebote 

oder Veranstaltungen, die sich direkt an Kinder 

richten und ihnen die Möglichkeit bieten, ihre Inte-

ressen zu artikulieren. Das Spektrum reicht von Kin-

derparlamenten über Kinderforen, Kindersprech-

stunden bis hin zu Projekten im Rahmen von Stadt-

planung und Stadtgestaltung. Darüber hinaus setzt 

sich in vielen Jugendämtern die Erkenntnis durch, 

dass die Vertretung von Kinderinteressen zu ihrem 

originären Aufgabenbereich gehört (vgl. z.B. 

Deußer 1993). 

Für diese Handlungsfelder haben sich die Begriffe 

„Politik für Kinder“ und „Politik mit Kindern“ durch-

gesetzt, wobei der zweite Begriff bislang den ei-

gentlichen Bereich der Partizipation von Kindern 

bezeichnet. „Politik für Kinder“ meint dagegen das 

Handeln einer erwachsenen Interessenlobby, die – 

teilweise unabhängig von aktiver Kinderbeteili-

gung – zur Durchsetzung von Kinderinteressen aktiv 

wird. Eine dritte Ebene wird in der aktuellen Fach-

diskussion meist übersehen: die Politik von Kindern, 

also politische Aktionen von Kindern, die diese aus 

eigener Initiative und ohne Hilfe von Erwachsenen 

unternehmen (vgl. Abb. 11). Mit dieser Form der 

Partizipation tun sich selbst professionelle Vertrete-

rinnen von Kinderinteressen schwer – auch sie sind 

schließlich Erwachsene. So berichtete der Erzie-

hungswissenschaftler Richard Münchmeier auf 

einer Tagung von einem Konflikt an einer Schule: 

Die Schüler hatten im Unterricht detailliert die un-

terschiedlichen politischen Aktionsformen bespro-

chen. Als sie anschließend gegen Kürzungen des 

Bildungsetats im Gymnasialbereich, der die Freizei-

taktivitäten auch an ihrer Schule erheblich ein-

schränkte, sogar im Sinne der Schule einen Schul-

streik organisierten, reagierten Schulleiter und Leh-

rer mit aller Härte der ihnen zur Verfügung stehen-

den Sanktionsmöglichkeiten gegen diesen eigen-

ständigen Versuch der Interessenvertretung 

(Münchmeier 1997: 34). 

                                                      
1 Die Anregung zu dieser Abbildung verdanke ich Martina Kriener 
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Partizipation von Kindern – eine Modeerschei-

nung? 

Warum ist die Partizipation von Kindern seit Beginn 

der neunziger Jahre so modern geworden? Auffäl-

lig ist, dass Kinder als soziale Gruppe gesellschaft-

lich in den Vordergrund getreten sind, sie erhalten 

individuell und als Altersgruppe mehr Beachtung. 

Dabei lassen sich ganz unterschiedliche, teilweise 

gegenläufige Tendenzen feststellen: Skandalisie-

rung von Mißständen wie Vernachlässigung oder 

Gewalt gegen Kinder, Initiativen für mehr Kinder-

rechte, Forderungen nach mehr Kinder- und Ju-

gendschutz, massiver Ausbau von Einrichtungen 

für Kinder sind ebenso zu beobachten wie die 

Nichtbeachtung von Kinderinteressen in wichtigen 

sie betreffenden gesellschaftlichen Bereichen. 

Nicht alle Kinder leiden in dem Maße, wie es von 

vielen Kinderlobbyisten beschrieben und beklagt 

wird. Auch brauchen nicht alle Kinder mehr 

Schutz, viele erleben heute schon eine massive 

Überbehütung. 

Die Aktualität, der scheinbar große Stellenwert, 

den Kinder gewonnen haben, löst Freude und 

Beunruhigung zugleich aus. Welche gesellschaftli-

chen Verschiebungen signalisiert ihre Aufwertung? 

Die Werbung ist ein geeigneter Indikator für den 

Stellenwert von Kindern. Wie sehr Kinder für Produk-

te werben, für die sie keine Konsumenten sind, ist 

frappierend. Kinder und Jugendliche sind ein 

Marktfaktor geworden. Das Taschengeldvolumen 

markiert einen ernstzunehmenden Wirtschaftsbe-

reich, und Kinder bestimmen nicht nur die Wahl 

von Spielzeug und Süßigkeiten mit, sondern auch 

die Marke der Margarine und Größe und Farbe 

des väterlichen Fahrzeugs. „Betrachtet man nur 

die Bedeutung, die Kinder mittlerweile als Wirt-

schaftsfaktor einnehmen, so kommt es tatsächlich 

bald zu einer ’kids world’“ (Sünker/Swiderek 1997: 

25). Der Medienmarkt, die Einbeziehung von Kin-

der in Marktmechanismen und die Entdeckung 

von Kindern als Konsumfaktor machen nachdenk-

lich und bereiten Sorge. Doch kommt man sich in 

vielen Debatten – vor allem auch mit Kindern – vor 

wie die warnenden Wissenschaftler Ende des letz-

ten Jahrhunderts, die behaupteten, Eisenbahn zu 

fahren sei dem Menschen nicht verträglich und 

mache krank. 

Die derzeitige Konjunktur von Kindheit ist allein 

durch die wachsende Bedeutung von Kindern als 

Konsumenten und Trendsetter nur unzureichend 

erklärt. In ihrem tieferen Kern hat sie damit zu tun, 

dass Elternschaft in dieser Zeit vergesellschaftet 

wird: Ein immer geringerer Teil der erwachsenen 

Bundesbürger lebt in festen Beziehungen, und von 

diesen Paaren bekommt nur ein kleiner Teil Kinder. 

Da der unterbewußt verankerte Wunsch nach Kin-

dern nicht in wenigen Jahrzehnten abzuschaffen 

ist, in denen die soziale Notwendigkeit eigener 

Kinder nicht mehr besteht und in denen Kinder als 

ungewolltes Nebenprodukt sexueller Betätigung 

weitgehend vermeidbar geworden sind, findet 

Elternschaft in zunehmenden Maße nicht mehr 

individuell, sondern gesellschaftlich statt. Denn 

immer weniger Erwachsene sind bereit, die mit der 

Elternschaft verbundenen Kosten und Notwendig-

keiten auf sich zu nehmen. 

Kindheit repräsentiert und verheißt eine intakte 

Gefühlswelt, die viele Menschen ansonsten nicht 

mehr erleben könnten. Sie vermissen soziale Wär-

me und Nähe, und aufgrund einer Vielzahl von 
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gesellschaftlichen und individuellen Bedingungen 

machen viele nicht mehr den Versuch, mit eige-

nen Kindern „alles ganz anders zu machen“ und 

Heim und Geborgenheit in einer eigenen Familie 

zu schaffen. So verheißen die von den Werbepla-

katen herabblickenden und aus Radio- und Fern-

sehgeräten tönenden Kinder Sinn und Emotionali-

tät. Man identifiziert sich mit ihnen, findet Freude 

an ihnen, empört sich über Gewalt und sexuellen 

Mißbrauch. Dass bei dieser Identifikation die Kinder 

instrumentalisiert werden, eben weil die Sinnleere 

und Einsamkeit der Erwachsenen, der ungestillte 

Wunsch, Spuren zu hinterlassen, und die vielfälti-

gen Ängste nicht durch die Kinder erfüllt oder be-

seitigt werden können, wird nur selten bemerkt.  

Da Kindheit und Kinder große Aufmerksamkeit und 

Wertschätzung ge-nießen, kann derjenige, der sich 

für sie und ihre Teilhabe an politischen Prozessen 

einsetzt, nur gewinnen. Auch das ist ein Motiv, das 

Politikerinnen, Pädagogen und kommunale Ver-

waltungen dazu bringt, die Partizipation von Kin-

dern auf ihre Fahnen zu schreiben.  

Das Unbehagen an der Konjunktur von Kinderpar-

tizipation entsteht vor allem dadurch, dass alle 

beschriebenen Tendenzen die Eigenheit aufwei-

sen, Kinder zu Objekten anderer zu machen. Wäh-

rend ein allgemeiner Nutzen aus Kindern gezogen 

wird, wird die Gesellschaft keineswegs konsequent 

kinder- und familienfreundlich gestaltet. Kinder 

werden von der Werbewirtschaft als Medium be-

nutzt, von verschiedenen Wirtschaftszweigen als 

Zielgruppe behandelt, und auch die Kinderrechts-

bewegung und Kinderpolitik-Akteure stehen zu-

mindest in der Gefahr, Kinder für ihre spezifischen 

Interessen zu vereinnahmen. Partizipation heißt 

nicht in jedem Fall, dass die Betroffenen wirklich 

ernstgenommen werden und Gestaltungsmöglich-

keiten besitzen. Wie kann die Partizipation von 

Kindern so gestaltet werden, dass der Subjektstatus 

von Kindern und ihre realen politischen Einfluß-

möglichkeiten gestärkt werden? 

1.2 POLITISCHE PARTIZIPATION VON KINDERN IN DER KOMMUNALPOLITIK 

Das Thema dieses Buches ist die Partizipation von 

Kindern in der Kommunalpolitik. Die Kommune ist 

die lokale Organisationsebene des politischen 

Systems, und kommunalpolitische Entscheidungen 

haben in vielen Bereichen Auswirkungen auf den 

Lebensalltag von Kindern. Zugleich besteht in der 

Kommune die Möglichkeit, unterschiedliche An-

sätze von Partizipation zu vernetzen und sinnvolle 

Bezüge herzustellen. Kommunalpolitische Ent-

scheidungen verändern die räumliche Lebens-

umgebung und Bewegungsmöglichkeiten von 

Kindern, sie sollen Familien in ihrem Erziehungsauf-

trag unterstützen, schaffen Tageseinrichtungen 

und andere betreuende und kulturelle Institutionen 

und beeinflussen das soziale Netz der Hilfen, Für-

sorge und Unterstützung. Kommunalpolitik hat so-

mit gestaltenden Einfluß auf Kinder und ihre sozia-

len Beziehungen zu Eltern, Verwandten, Freunden 

und Erziehern. Das läßt sich an einigen Themen 

besonders zeigen: 

STÄDTEBAU, VERINSELUNG, VERKEHRSMÖGLICHKEITEN, 

GEFAHRENORTE 

Die städtebauliche Ausgestaltung eines Stadtteils 

und des Wohnumfeldes prägt das emotionale 

Klima in einer Familie und die sozialen Fähigkeiten 

von Kindern in freundschaftlichen Beziehungen zu 

Gleichaltrigen. In der Schweizer Studie „Zwei Wel-

ten“ (Degen-Zimmermann 1992; Hüttenmoser 

1995), die zum Ziel hatte, Auswirkungen des mo-

dernen Verkehrs auf Kindheit zu untersuchen, wird 

plastisch herausgearbeitet, dass in Familien in Le-

bensumgebungen, in denen fünfjährige Kinder 

allein in der Umgebung streifen können, ein ent-

spannteres und ruhigeres emotionales Klima 

herrscht. Sie haben mehr soziale Kontakte und die 

Kinder zeigen ein differenzierteres Sozialverhalten. 

Die Zeit, in denen die Kinder allein im Wohnumfeld 

unterwegs sind, kann die betreuende Elternperson 

frei gestalten. Dabei ist es unwichtig, ob sie Haus-

arbeiten macht oder Zeit zur Entspannung hat. 

Familien, die in Wohnumfeldern mit beeinträchtig-

ten Bewegungsmöglichkeiten leben, in denen also 

Kinder des entsprechenden Alters nur in Begleitung 

eines Erwachsenen ins Freie gehen können, haben 

demgegenüber gravierende Nachteile und Defizi-

te. Wenn die Eltern ihre Kinder ganztägig betreuen 

müssen, ist die Belastung für den betreuenden 

Elternteil erheblich höher. Dieses Streßgefühl hat 

negative Auswirkungen auf das emotionale Fami-

lienklima. Kinder, die allein – ohne elterliche Auf-

sicht – draußen spielen, entwickeln differenziertere 

Sozialbeziehungen als Kinder, die ausschließlich 

unter Betreuung ihrer Eltern auf Spielplätzen oder 

bei Familienbesuchen Kontakt zu anderen Kindern 

haben. Die Kinder regeln ihre Konflikte überwie-

gend unter sich selbst und entwickeln teilweise 

komplizierte Spiele und Gemeinschaftsformen, die 

oftmals über Tage und Wochen Kontinuität haben.  

Die Frage nach einer kinderfreundlichen Stadtge-

staltung besitzt daher einen zentralen Stellenwert 

für die kindliche Sozialisation. Während Kinderta-

gesstätten, Schulen und Jugendhilfe sich auf die 

sozialen Beziehungen und die individuelle Entwick-

lung konzentrieren und so eine sozial, motorisch 

und intellektuell positive Entwicklung zu bewirken 

versuchen, schaffen die auf (kommunal-

)politischer Ebene getroffenen stadtplanerischen 

Entscheidungen Sozialisationsbedingungen, die 

diese Bemühungen zum Teil zunichte machen. Die 

Einmischung in die Kommunalpolitik muß daher 

allen möglich sein, die von den Entscheidungen 

betroffen sind – also auch den Kindern. 
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In den letzten Jahren wird zunehmend eine „Verin-

selung von Kindheit“ diagnostiziert und beklagt. 

Kindheit findet nicht mehr in einem zusammen-

hängenden sozialen Raum (Verwandtschaft, 

Nachbarschaft, Stadtteil) statt, sondern an vielen, 

über die ganze Stadt verstreuten Orten. Neben 

dem Schulbesuch gehören Teilnahme an Sport-, 

Kultur- und Betreuungsangeboten zum Alltag der 

meisten Kinder. Es ist fraglich, ob die Verinselung 

der Kindheit für Kinder generell ein Problem dar-

stellt (Nave-Herz 1994: 29; Harms/Preissing 1988a: 

101ff.). Die Qualität der „verinselten“ Aufenthalts-

orte und Beschäftigungsmöglichkeiten ist aus Sicht 

vieler Kinder sicher gestiegen. Der Sportverein, die 

Musikschule oder der Besuch bei einem Freund 

bedeuten intensiv gelebte, positive Zeit. Das mag 

allemal besser sein, als sich auf der Straße oder 

zuhause zu langweilen, Angst vor einer anderen 

Clique im Viertel zu haben und kaum anregende 

Spielmöglichkeiten zu finden. Für die Eltern-Kind-

Beziehung bedeutet das über weite Lebensab-

schnitte, dass Eltern zu „Taxifahrern“ werden, die 

ihren Lebensrhythmus nach den Aktivitäten der 

Kinder ausrichten. Wenn zwei oder sogar drei Kin-

der in diesem Sinne zu versorgen sind, wird der 

zeitliche Spielraum für die Eltern eng. Die „Taxiun-

ternehmen Eltern“ stehen in engem Zusammen-

hang mit der elterlichen Sorge um die Sicherheit 

ihrer Kinder. Straßenverkehr und (vermeintlich oder 

tatsächlich) drohende Gewalttaten machen es 

schwer, zu entscheiden, wann und wohin Kinder 

allein gehen können.  

Auch die vielfach beklagte Fixierung der Kinder 

auf Fernsehen oder Computer ist von der räumli-

chen Lebensumwelt nicht zu trennen: Kinder ge-

hen häufig nicht mehr auf die Straße, weil es dort 

entweder gefährlich oder langweilig ist. Solange 

es nicht wirklich interessante und zum Spielen ge-

eignete Stadtteile gibt, wird die Mediennutzung 

steigen und Kinder und Familienleben prägen. 

Ebenso finden Kinder im wohnungsnahen Bereich 

häufig kaum Gelegenheit, an der Welt der Er-

wachsenen, z.B. der Berufsarbeit, teilzuhaben.  

Beim Versuch der Rückgewinnung von Wohnum-

feld und Stadtteil ist es unbedingt notwendig, Kin-

der selbst zu beteiligen, denn ihre Vorschläge und 

Vorstellungen können die bauliche Gestaltung 

beeinflussen, auf Gefährdungspunkte im Verkehr 

hinweisen und geeignete Maßnahmen gegen 

Gefährdung durch Gewalt aufzeigen. Werden die 

Kinder einbezogen, so kann das ihr Selbstbewußt-

sein stärken und eigenverantwortliches Handeln 

fördern. Werden sie mit vollendeten Tatsachen 

konfrontiert, bleiben die Maßnahmen aufgesetzt 

und in ihrer Wirkung reduziert. 

ARMUT UND DIE FRAGE NACH MATERIELLER  

PARTIZIPATION 

Weit über 40% der von Sozialhilfe Betroffenen sind 

Kinder. Ich habe untersucht, wie sich die Bedin-

gungen in einer Obdachlosenunterkunft auf die 

Lebenssituation der Kinder auswirken (Stadt Hamm 

1994). In dieser Untersuchung wurde eine durch-

gehende Benachteiligung und ein Mangel an le-

benswichtigen Gütern und Beziehungen doku-

mentiert. Die Lebensorte sind nicht kindgerecht, 

die Eltern können aufgrund ihrer gro-ßen sozialen 

Probleme und ihrer mangelnden Kompetenz, die-

se zu lösen, in einer wesentlich strukturell beding-

ten Konfliktlage den Kindern weder genügend Zeit 

noch Zuwendung noch Förderung geben.2 Prob-

lembelastung und Überforderung seitens der Eltern 

und daraus resultierende Kompensationen wie 

Drogenkonsum wirken sich destruktiv auf die Be-

ziehungen zu den Kindern aus. 

Kinder werden insbesondere in Vernachlässigungs-

situationen zu kleinen Erwachsenen mit hohen An-

forderungen an ihre Kompetenz zur Bewältigung 

ihres Alltags. Die Gesundheitsbeeinträchtigungen 

von Kindern ähneln immer mehr denen der Er-

wachsenen. Das gilt nicht nur für Kinder in sozialen 

Brennpunkten, sondern in allen Bevölkerungsgrup-

pen. Neben die typischen Kinderkrankheiten tre-

ten beispielsweise Streßsymptome, Erkrankungen 

der Atemwege, Erschöpfungszustände, Magen-

verstimmungen, Schlafstörungen, Kopfschmerzen 

usw. Dazu gehören auch psychische Störungen, 

die denen von Erwachsenen gleichen, Störungen 

im Leistungsbereich und in der Wahrnehmungsfä-

higkeit (Hart-wig-Hellstern 1995). Der kindliche All-

tag verliert seine Sorglosigkeit, der Schonraum, 

den Kindheit eigentlich bieten sollte, schwindet. 

Zu fragen ist, ob eine Gesellschaft, die grundle-

gende, Kinder betreffende strukturelle Probleme 

nicht löst (wie die Versorgung mit Arbeit für Eltern, 

ausreichender Wohnraum und soziale Sicherung), 

Kinder tatsächlich politisch partizipieren lassen will. 

Es besteht die Gefahr, dass kinderpolitische Aktivi-

täten Alibifunktion übernehmen und helfen, sozia-

les Elend zu verschleiern. Partizipation bedeutet 

auch Teilhabe an materiellen Gütern; das darf bei 

der Kinderpolitik nicht vergessen werden. 

                                                      
2 Wenn man von der Lebensphase als Säugling absieht, in denen die 
Babys verhätschelt werden; aber auch hier scheint es eher um die emotio-
nalen Bedürfnisse der Eltern zu gehen. 

1.3 PARTIZIPATION VON KINDERN: KEIN MOTOR GESELLSCHAFTLICHER DEMOKRATISIERUNG  

Die Ansprüche an Kinderpolitik sind hoch: „Um die 

Kommunalpolitik in Richtung Kinderfreundlichkeit 

zu bewegen“, heißt es beispielsweise in einem 

Buch, „muß Kinderpolitik die politische Randstän-

digkeit verlassen und sich in das Zentrum von 

Machtstrukturen begeben, um diese zu beeinflus-

sen. Es muss der Gefahr entgegengewirkt werden, 

dass sie als Partikularinteresse immer nur ihren ei-

genen, eng gesetzten Interessenrahmen reprodu-

ziert und damit unwirksam bleibt“ (Apel/Pach 
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1997: 37). Was sollten Kinder bewirken, verändern 

oder gestalten können, wenn man sie verstärkt in 

zentrale Machtfragen einbezieht? Der Blick auf die 

Kinder, wie er in der Partizipationsdebatte gepflegt 

wird, verstellt den Blick auf die eigentlichen Ent-

scheidungsträger dieser Gesellschaft. Vielfach 

entsteht der Eindruck, dass Kinder nun endlich das 

erreichen sollen, was Sozial- und Jugendpolitik in 

Jahrzehnten nicht erreicht haben. Sollen es – wie-

der einmal – die Enkel besser ausfechten? 

Zu fragen ist daher, was Kindern eigentlich zuge-

mutet werden soll, wenn sie politisch partizipieren, 

vor allem dann, wenn die Initiative dazu von Er-

wachsenen ergriffen wird. Es kann und darf nicht 

sein, dass mangelnde Durchsetzungschancen o-

der Politikverdrossenheit handlungsleitende Motive 

sind, nun auf die Kinder zu setzen. Stattdessen soll-

te die Selbstvergewisserung der Erwachsenen an 

erster Stelle stehen. Eltern, Erzieher und Politikerin-

nen, die ihr eigenes Leben nicht aktiv gestalten, 

sich nicht in die politische Gestaltung der Lebens-

umstände einmischen, können Kindern keine er-

wachsenen Entwicklungspartner sein. Es besteht 

dann immer die Gefahr, dass Kinder die Wünsche, 

Träume, Bedürfnisse, Wünsche und Sehnsüchte 

ihrer Eltern befriedigen müssen. 

Wer ernsthaft Kinder am gesellschaftlichen Leben 

teilhaben lassen will, der hat, ohne sie zu „Rettern 

der Menschheit“ zu stilisieren, vielfältige Möglich-

keiten. Kinder können im Familienrat in viele Ent-

scheidungen einbezogen werden; die pädagogi-

schen Einrichtungen vom Kindergarten über die 

Schule bis zum Jugendzentrum haben die Mög-

lichkeit, Kindern Stimmrecht und Mitwirkungsmög-

lichkeiten zu geben. Weitere Partizipationsformen 

sollten in aller Behutsamkeit und immer in einem 

entsprechenden gesamtpolitischen förderlichen 

Rahmen entwickelt werden. 

1.4 ZUM AUFBAU DES BUCHS 

Statt es entweder bei grundsätzlichen Reflexionen 

zu belassen oder sich in praktischen Arbeitshilfen 

für Pädagogen und Kinderbeauftragte zu er-

schöpfen, versucht das vorliegende Buch beides 

zu verbinden. Die kritischen Infragestellungen des 

ersten, theoretischen Teils sollen Anregungen zur 

kritischen Reflexion praktischer Projekte liefern, und 

der Praxisteil bietet methodische Hilfen und Anre-

gungen, die auf den theoretischen Überlegungen 

aufbauen. 

Ausgangspunkt der Argumentation ist die Frage 

nach den Zusammenhängen zwischen der Aktuali-

tät von Kinderpartizipation und dem derzeitigen 

Zustand von Politik (Kapitel 2). Es ist schon merk-

würdig, dass in einer Zeit großer ungelöster Prob-

leme gerade Kinder mit ins Boot der politischen 

Steuerung steigen sollen. Die Krise des Repräsenta-

tionsprinzips und schwindende Gestaltungsmög-

lichkeiten politischer Entscheidungsträger lassen 

tiefgreifende Defizite an der angeblich gewollten 

Demokratisierung erkennen; die Unfähigkeit bzw. 

der Unwille von Politikern und Verwaltungsmitarbei-

terinnen, sich mit Kindern auseinanderzusetzen, 

verweisen auf eine spezifische deformation profes-

sionelle. Die Reduzierung politischer Sprache auf 

strategische Beeinflussungs- und Überredungsstra-

tegien läßt die Kommunikation von Kindern und 

Politikern scheitern, wenn hier nicht vermittelnd, 

übersetzend und die sprachlichen Möglichkeiten 

erweiternd eingegriffen wird. Die Feststellung, dass 

politisches Handeln von Kindern seinen Ausgangs-

punkt in ihrem Lebensalltag hat, macht ein An-

knüpfen an gemeinwesenorientierte Formen der 

politischen Partizipation notwendig. Schließlich hat 

auch die räumliche Gestaltung von Stadt und 

Umwelt als „gebaute Demokratie“ eine politische 

Dimension, die Partizipation fördert oder behindert. 

Entscheidend für die Entwicklung und Bewertung 

konkreter Formen von Kinderpartizipation ist die 

Beantwortung der Frage, was Kinder in welchem 

Alter verstehen und leisten können (Kapitel 3). Pia-

gets Erklärung der Weltaneignung von Kindern 

durch Assimilation und Akkomodation liefert das 

Grundmuster der Partizipation von Kindern, indem 

es ein Modell für das Verstehen aktiver und passi-

ver Komponenten der kindlichen Entwicklung lie-

fert. In dem Maße, in dem Kinder Raumwahrneh-

mung, Kausalität, Zeit- und Objektverständnis aus-

bilden, wachsen auch ihre kognitiven Vorausset-

zungen für politische Partizipation. Vor allem ist von 

Piaget zu lernen, dass die Eigenaktivität eines der 

wichtigsten Momente der kindlichen Entwicklung 

ist. Das gilt auch für die politische Sozialisation. Der 

Entwicklung der Raumwahrnehmung und der Be-

deutung des Raumes als Entwicklungsbedingung 

wird besondere Aufmerksamkeit gewidmet, da die 

Gestaltung des städtischen Raumes einer der 

wichtigsten kommunalpolitischen Aufgaben ist. 

Schließlich geht es um die Frage, wie Einigungspro-

zesse unter Kindern, die die gemeinsame Lebens-

gestaltung betreffen, von Erwachsenen verstan-

den und unterstützt werden können. Kohlbergs 

Modell der Moralentwicklung und sein „Just Com-

munity-Program“ zeigen die pädagogische Rele-

vanz seiner Erforschung kindlichen moralischen 

Urteilens und Handelns und können die pädagogi-

sche Begleitung von Kindern in politischen Prozes-

sen qualifizieren. 

Daran schließt sich die Frage nach der Rolle der 

Erwachsenen an (Kapitel 4). Wenn es sich dabei – 

und diese Auffassung wird hier vertreten – um eine 

erzieherische Rolle handelt, so ist dieses Rollenver-

ständnis nur in der Auseinandersetzung mit der 

Frage zu gewinnen, wie Erziehung begriffen wird 

und welche Rechte und Verantwortlichkeiten die 

Kinder besitzen. Daraus lassen sich konkrete Anfor-

derungen an die Kompetenzen ableiten, die ein 
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Erwachsener mitbringen sollte, wenn er mit Kindern 

Partizipationsprojekte veranstaltet. 

Die Beteiligungsrechte und die konkreten Partizipa-

tionschancen von Kindern werden durch einen 

rechtlichen Rahmen und seine konkrete Ausgestal-

tung in den Kommunen bestimmt. Im Kapitel 5 

werden zunächst die einschlägigen Rechtsvor-

schriften – soweit möglich bezogen auf die einzel-

nen Bundesländer differenziert – dargestellt. Einen 

besonderen Stellenwert nimmt die Begründung 

von Querschnittsstellen in der Verwaltung ein, da 

die meisten Stellen zur Kinderinteressenvertretung 

in Verwaltung und Kommunalpolitik einen Auftrag 

zum „Querschnitts-handeln“ haben, zu dessen 

Umsetzung hier rechtliche Begründung und prakti-

sche Organisationshinweise gegeben werden. 

Viele schon bestehende Überlegungen zu Vernet-

zung und Kooperation der Kinderinteressenvertre-

tungen werden zusammengefaßt und in einem 

„Netzwerk für Kinderinteressen“ gebündelt. Große 

Probleme bestehen häufig bei der erfolgreichen 

Umsetzung von Projekten und Maßnahmen in der 

kommunalen Verwaltung. Nicht nur Berufsanfän-

ger haben Probleme, sich zwischen den offiziell 

geregelten und den inoffiziell wirksamen Hand-

lungsmechanismen von Verwaltungen zurechtzu-

finden. Der Umgang mit Behörden wird vor dem 

Hintergrund praktischer Erfahrungen und der ver-

waltungswissenschaftlichen Literatur reflektiert. 

Abschließend folgen Hinweise, welche Auswirkun-

gen und Anforderungen die Umsetzung neuer 

Steuerungsmodelle in den Kommunalverwaltun-

gen auf die Vertretung von Kinderinteressen ha-

ben werden.  

Kapitel 6 stellt wesentliche methodische Grundla-

gen der Partizipation von Kindern vor. Entgegen 

dem Anschein, dass es sich bei den Partizipations-

projekten mit Kindern um pädagogisches Neuland 

handelt, werden diese auf ihre methodischen 

Grundlagen aus der Sozialarbeitslehre und Ju-

gendhilfemethodik zurückgeführt. Als drei wichtige 

Grundlagen werden Situationsansatz, Projektarbeit 

und Gemeinwesenarbeit rekapituliert. 

Darauf aufbauend werden abschließend die 

wichtigsten Arbeitsformen dargestellt und anhand 

von Praxisbeispielen veranschaulicht. Im Kapitel 7 

werden die wichtigsten Methoden für die Erkun-

dung von Kinderinteressen, für die raumbezogene 

Partizipation, für Projektarbeit und Planspiele, für 

die Integration in gemeinwesenorientierte Arbeit 

und für die Partizipation von Kindern in kommuna-

len Einrichtungen dargestellt. In dokumentarischen 

Texten werden dabei originelle und exemplarische 

Praxisberichte vorgestellt. 

 


